
der Beilagen zu den Ste_n~~gr{\phi~chen Protokollen 

BUNDESMKNKSTE1IUUM 
FÜR 

des Nationalrutes XVII. Gcsctzgcbungspcnode 

AUSW ARTIGE ANGELEGENHEITEN WIEN, am 10. Juli 1989 

DVBt:~ 

Zl. 190.120/26-111.1/89 

Anfrage der Abg. zum Nationalrat Dr. PILZ, SMOLLE 
und Freunde betreffend Beteiligungen, Kredite, Anleihen, 
Joint-Venture-Verträge, AG-Beteiligungen öst. 
Banken an südafrikan. Finnan, Parastatals der Rep. 
Südafrika, öffentlichen Einrichtungen und Staatsunter­
nehmungen der Rep. Südafrika im Zeitraum von 1985 
bis 1988 (Nro 3734/J-NR 89 vom 16. Mai 1989) 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

3r3cf lAB 

1989 "07- 14 
zu 3 t-31/J 

Parlament 
1017 Wie n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dro Pilz, Smalle und Freunds haben am 

16. 5. 1989 unter Nr. 3734/J an mich eine Anfrage betreffend 

Beteiligungen, Kredite, Anleihen, Joint-Venture-Verträge sowie 

AG-Beteiligungen österreichischer Banken (insbesondere CA-SV, 

Zentralsparkasse, Allgemeine Sparkassa, Gebrüder Gutmann Nachfolger 00, 

Genossenschaftliche Zentralbank v Girozentrale und Bank: der 

österreichischen Sparkassen 'AG, Länderbank u Salzburger Sparkasse und PSI<) 

an südafrikanischen Firmen, Parastatals der Republik Südafrikag 

öffentlichen Einrichtungen und Staatsunternehmungen der Republik 

Südafrika im Zeitraum von 1985 bis 1988 gerichtet, die folgendennaßen 

lautet: 

1. Welche Beschlüsse hat die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen betreffend die Zusammenarbeit mit südafrikanischen 
Banken seit 1980 gefaßt? Welche davon haben empfehlenden, welche einen sich 
der Verbindlichkeit annaehernden Charakter? 

2. Wie sah das Abstimmungsverhalten österreichs bezüglich der' 
Sanktionspolitik gegenüber Südafrika in diesem Zeitraum aus? 

3. Welche Schritte der Umsetzung dieser UN-Beschlüsse haben Sie in 
Ihrer Dienstzeit gesetzt? 

4. Wie beurteilen Sie die Qualität der österreichischen 
Sanktionspolitik gegenüber dem Apartheidstaat im Vergleich zu den 
anderen westeuropäischen Staaten - insbesondere Schweden, 
England, Irland und die ERD? 
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5. Welche Beteiligungen (Joint Ventures, Aktien, Zeichnungen, 
Anleihen, Kredite) österreichischer Banken an Firmen, 
Staatsunternehmungen, Holdings, öffentliche Unternehmungen, 
Städte der Republik Südafrika hat es Um Zeitraum zwischen 1984 
und 1988 in welcher Höhe gegeben? 

6. welchen Standpunkt vertraten die genannten Banken hinsichtlich 
der internationalen Rettungsaktion für den lln August 1985 
zahlungsunfähig gewordenen Apartheid-Staat (Leutwiler-Kammission)? 

7. In welcher Höhe bewegte s ich der Devisenverkehr zwischen 
österreich und der Republik Südafrika Um Zeitraum zwischen 1982 
bis 1988? 

8. Werden Sie Um Sinne der Sanktionspolitik eine Prüfung der Banken 
und ihrer Beteiligungen insbesondere an folgenden Unternehmungen 
der Republik Südafrika vornehrnen~ POst-und Telegrafenverwaltung, 
ISKOR, South African Transport Services y Ci ty of Johannesburg , 
Electricity Supply Commission, Republic of South Africa, ESCOM? 

9. werden Sie den genannten Banken die außenpolitische Beurteilung 
der Apartheidpolitik durch österreich mit dem Ziel zur Kenntnis 
bringen, das finanzielle Engagement dieser Banken in Südafrika zu 
verringern? 

10. Sehen Sie in dieser Frage einen politischen Handlungsbedarf Ihres 
Ministeriums? 

Ich beehre mich, diese Fragen wie folgt zu beantworten~ 

Zu Frage l~ 

Nach Art. 10 ff. der Charta der Vereinten Nationen kann die 

Generalversammlung zu allen "Fragen und Angelegenheiten ••• die in den 

Rahmen der Charta fallen ••• Empfehlungen an die Mitglieder der Vereinten 

Nationen und/oder an den Sicherheitsrat richten". Sie tut dies in der 

Regel durch Resolutionen. 

Von einem "sich der Verbindlichkeit annähernden Charakter" Um 

völkerrechtlichen Sinn kann allerdings selbst bei einer hohen Anzahl von 
Ja-Stimmen nicht gesprochen werden. 

Die Generalversammlung (GV) beschäftigt sich seit ihrer 30. Tagung (1975) 

unter dem Tagesordnungspunkt (TOP) "Für die Achtung der Menschenrechte 

nachteilige Auswirkungen politischer, militärischer, wirtschaftlicher und 

anderer Fbrmen von Unterstützung, die dem rassistischen und 

kolonialistischen Regime von Südafrika gewä1rrt wird" mit einem Um 

wesentlichen stets unverändert vorgelegten Resolutionsentwurf , der von 

der afrikanischen Regionalgruppe eingebracht wird (vgl. Beilage A). 
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Der ON-Sonderberichterstatter Ahmed KHALIFA (Aegypten) legt der GV alle 2 

Jahre einen Bericht vor, der Unternehmen, Banken und andere 

Organisationen namentlich anfuehrt, die mit Südafrika 

Geschäftsbeziehungen unterhalten. Die Resolution verurteilt in scharfer 

Form die Zusammenarbeit bestUrunter westlicher Länder und Israels sowie 

multinationaler Unternehmen mit Südafrika. Der Sicherheitsrat wird 

aufgefordert, dringend die Ergreifung von Maßnahmen gegen Südafrika gemäß 

Kapitel VII der ON-Charta zu erwägen. Regierungen jener Länder, in denen 

sich die im Bericht von KHALIFA angeführten Unternehmen befinden, werden 

aufgefordert, deren Aktivitäten in Südafrika zu unterbinden. Seit der 

41. GV wird in der ggst1. Resolution gefordert, den 

Sonderberichterstatter durch zwei Wirtschaftsexperten in seiner Arbeit zu 

unterstützen. Diese Forderung wurde auf der 43. GV erneuert. 

Der Bericht KHALlFAs wird regelmäßig von westlichen Staaten als politisch 

motiviert zurückgewiesen. WIDG-Staaten (westeuropäische und andere 

Staaten) kritisierten insbesondere, daß im Bericht die mit Südafrika 

Geschäftsbeziehwlgen unterhaltenden Unternehmen gewisser Staatengruppen, 

wie etwa der osteuropäischen und der afrikanischen Staatengruppe, nicht 

aufscheinen. So zählte der Bericht auf der 41. GV 30 Staaten auf, die mit 

Südafrika Handelsbeziehungen unterhielten, während nach einer vom 

Vertreter Israels zitierten Statistik des Internationalen Währungsfonds 

140 Staaten mit Südafrika in derartigen Handelsbeziehungen standen. 

Die WEX)G-(und andere) Staaten haben demzufolge seit 1980 stets gegen die 

ggstl. Resolution gestUrunt bzw. sich der Stbnme enthalten. 

Zu Frage 2: 

Es darf angenommen werden, daß das 

österreichische Abstirnmungsverha1ten lediglich hinsicht1i~h der in 

Frage 1 angesprochenen Resolution zu prüfen ist. Es darf aber darauf 

hingewiesen werden, daß der GV jährlich unter dem TOP "Apartheid" bis zu 

11 Resolutionsentwürfe vorliegen, die teilweise die Forderung nach 

Sanktionsmaßnahmen zum Inhalt haben. österreich hat sich bei den ggstl. 

Resolutionen stets der Stbnme enthalten (auf der 43. GV u.a. zusammen mit 

Australien, Kanada, Dänemark, Finnland, Griechenland, Is1and, Irland, 

Malta, Neuseeland, Norwegen, Spanien, Schweden etc. ). 
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Die Abstimmungsergebnisse im einzelnen (österreichisches 

Abstlinmungsverha1ten unterstrichen): 

35. GV: Res. 35/32: 117:10:15 
37. GV: Res. 37/39: 121 :10:14 
39. GV: Res. 39/15: 120:10:14 
41- GV: Res. 41/95: 126:10:17 
43. GV: Res. 43/92: 129:10:17 

Der Abstimmungsspiegel der 43. GV wil:d mit Beilage B vorgelegt. 

Zu Frage 3: 

Wie oben e.rwähnt, besteht keine rechtliche Verpflichtung österreichs zur 

Umsetzung dieser Beschlüsse der GV. Allerdings hat österreich die 

Apartheidpolitik Südafrikas seit jeher als 

institutionalisierte Menschenrechtsverletzung verurteilt und 

entsprechende Maßnahmen gegen Südafrika gesetzt. 

Insbesondere hat Österreich dem vorn Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

am 4.11.1977 beschlossenen Waffenembargo durch An\'/endung des 

Bundesgesetzes vom 18.10.1977 über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von 

Kriegsmaterial, BGB1. Nr. 540/77 Ld.F. BGBl. Nr. 358/82, und der 

Verordnung der Bundesregierung vom 22.11.1977 betreffend Kriegsmaterial, 

BGBl. Nr. 624/1977, sowie durch die Verordnung der Bundesregierung vom 

8.10.1985 über die Untersagung der Ausfuhr von Kriegsmaterial sowie von 

zivilen Waffen und ziviler Munition in die Republik Südafrika, BGB1. Nr. 

434/1985, entsprochen. 

Darüber hinaus hat die österreichische Bundesregierung am 23.9.1985 Um 

autonomen Nachvollzug der Resolutionen des Sicherheitsrates 566/1985 und 

569/1985 und durch einen weiteren Beschluß der Bundesregierung vom 

6.10.1986 folgende Maßnahmen beschlossen: 
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Investitionsstopp der öffentlichen Hand sowie Verbot von privaten 
Neuinvestitionen 

keine öffentlichen Haftungen für Exportkredite 

keine Beteiligung öffenlicher Unternehmen an südafrikanischen 
Ausschreibungen lln Nuklearbereich 

Untersagung der Exporte von Computerausrüstungen, die von der 
südafrikanischen Annee und Polizei venrendet würden 

weitere Einschränkungen der sportlichen und kulturellen Beziehungen 
durch Einstellung von Subventionen an Sportorganisationen, die 
Kontakte mit Südafrika fortsetzen sowie durch SichtveImerkssperren 
für Sportler aus Südafrika und Einstellung von Stipendien 

Verbot des Imports von Eisen, Stahl und Goldmünzen südafrikanischer 
Herkunft 

Zu Frage 4: 

Die österreichischerseits gegenüber Südafrika ergriffenen 

Sanktionsmaßnahmen entsprechen denen anderer vergleichbarer 

westeuropäischer Staaten. 

Zu Frage 5: 

Die geschäftlichen Aktivitäten österreichischer Banken, u.a. auch solche 

mit südafrikanischen Institutionen (Finmen, Staatsunternehmen, 

öffentliche Untemehmen und Körperschaften), unterliegen .gem. § 23 des 

österreichischen Kreditwesengesetzes dem Schutz des Bankgehebnnisses und 

sind mir nicht bekannt. 

Zu Frage 6: 

Der Standpunkt der einzelnenösterreichischen Banken hinsichtlich ihrer 

Teilnahme an internationalen Vereinbarungen mit Südafrika unterliegt 

gleichfalls dem Bankgeheimnis sowie dem Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 

der Banken und ist mir ebenfalls nicht bekannt. 

Das Bundesministerium für Finanzen hat mitgeteilt, daß es lln Rahmen 

seiner Bankaufsichtstätigkeit keine Berichte von Banken über eine 

Rettungsaktion für Südafrika (Leutwiler-KOrnmission) eingefordert hat. 
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Zu Frage 7~ 

Die Leisturigsbilanz zwischen österreich und Südafrika weist für die Jahre 

1982 bis 1987 netto folgende Ergebnisse auf: 

(in Mio. ÖS) 1982 1983 1984 1985 1986 1987 
Handelsbilanz 481 653 590 141 152 431 
Dienst1eistungsbi1anz 195 213 274 378 297 232 
Nicht in Waren oder 
Dienstleistungen unter- .... 
teilbare Leistungen 257 302 277 257 247 134 
Transferleistungen -24 -24 -36 -21 -34 -34 
Ieistungsbilanz insg.; 909 1143 1106 755 663 763 

Für das Jahr 1988 steht das Ergebnis der Leistungsbilanz zwischen 

österreich und Südafrika noch aus. 

Kapitalverkehrsbi1anzen sind lto Auskunft der österreichischen 

Nationalbank streng vertraulich und können daher nicht veröffentlicht 

werden 0 

Zu Frage 8: 

Bankprüfungen Dm Sinne einer Sanktionspo1itik sind gesetzlich nicht 

gedeckto Gesonderte kreditwesenrechtliche Prüfungen bei den 

österreichischen Banken bezüglich der Geschäftsverbindungen mit Südafrika 

sind laut Mitteilung des Bundesministeriums für Finanzen zur Zeit nicht 

vorgesehen 0 

Zu den Fragen 9 und lOg 

Die außenpolitische Beurteilung der Apartheidspolitik durch österreich 

ist allgemein bekannto Aufgrunddes Kreditwesengesetzes besteht keine 

rechtliche Handhabe, das finanzielle Engagement österreichischer Banken 

in Südafrika zu beeinflusseno 

Den Beschluss der oesterreichischen Bundesregierung vom 6010.1986 betreffend 
Massnahmen gegen Suedafrika, insbesondere die Ausweitung des am 23.9.1985 
von der Bundesregierung fuer die in oeffentlicher Hand oder i~ oeffentlichen 
Besitz befindlichen Unternehmungen beschlossenen Investitionsverbotes hin­
sichtlich Suedafrika auf private Neuinvestitionen, habe ich dem Praesidenten 
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft mit Schreiben vom 6.3.1987 

mi tgetei 1 t. 

Der «ndesmi is ep·7 & für aUSWä.t~:e An6f,,~hen @,'C;// 
, 
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Forty-third a®ssion 
Agenda item 88 

Beilage A 

Diatr. 
GENERAL 

.lVRES/<ß3/9dl 
8 Malrch 1989 

RESOLU7XON ADOPTED BY TUE GENERAL ASSEMBLY 

[on ths ~~port of the Third Committe~ (Al43/716)] 

~3/9~. AdyeK§W ~on~eguen~es gor thW enjoyment of human Kights 
og pol!tica!o military. economic and other forms ot 
~§aiatan~w giyen to the raci§t snd colonlaliat regime 
oi South Agdca 

The General AsseffiblYq 

Recalling its resolutions 3382 (XXX) and 3383 (XXX) of 10 November 1975, 33/23 
of 29 Novembelr 1918 4 35/32 of l~ November 1980. 31/39 of 3 December 1982. 39/15 of 
23 November 1984 and ~1/95 of ~ December 1986, 

Recalling al§g its lr®solutions 3201 (S-VI) and 3202 (S-VI) of 1 ~ay 191~, 
•. 'J. 

containing the D~cl&&'at!oXil and the Programme of Action on the Establi~~X!t'of a 
New International Economic Order. end 3281 (XXIX) of 12 December 1974, containing 
the Charter of ~conomic ~!ghts and Duties of Statesq 

Mindfy! og Its resolution 3171 (XXVIII) of 17 December 1913 relating to 
permanent ~OVGlrG!9Uty over natural resources of both developing countries and 
territories und®[ c010n!a1 and foreign domination or subjected to the apartheid 
regime, 

Recalling its resolutions on military col1aboration with South Africa. as ~ell 
as Security Council resolutions 418 (1977) of ~ November 1917, 421 (1977) of 
9 December 1977, 558 (198~) of 13 December 1984 and 569 (1985) of 26 July 1985, 

Taking into account, in particu1ar, the relevant decisions adopted by the 
Assembly of Heads of State and Government of the Organization of African Unity,at 

89-0622~ 1011Z (E) /0 •• 
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A/RES/<@l/9t.l 
Pag® a 

"" 

its t~®nt~-gou~~ ord!nary a®seion, h®ld at Addia Ababa from 25 to 28 May 1988, 1/ 
and by the Coume!! og MinistGra of that orqaniaation at it~ forty-eighth ordinary 
s®sa!ono hGld Q~ ~die ~aba from 19 to 23 May 1988 0 al 

AßkiA~ ~Qtg w!~ ßgt!sga~t!Q~ of th® updat®d r®po~t pr®par®d by th® Special 
Rapporteur eg ~G Sub-Commiaaion on Pr®v®ntion oi D!acr!mination and Prot®ction of 
MinoritiGQ @@ thG advGrsG eonm~qu®ncea for th® ®njo~Dt of human ~ighta of 
pol!tiea!o ~!l!t~~o ®conomie and oth®r fOrMS of asaistanc® qiv®n to th® raeist and 
eolonialis~ r~9~ of sou~ Afrieao II 

N9t!n~ W.ll.tllt KijSg:fiiS; that thlS "raqulSst.,eontainsd in !tw rEisolutiol!ll .ß1I9S ~ith 
regard to ma!d.n9 aVSlilsbl® to thra Sprae!.ü Rapp0lrt®ur tt:lO ®conom~.sts I:TSS not 
implem®!1tGOlo 

~aagg~Nm!pg that any eollaboration l:Tith th® raciat r~gim® of South Afrlca 
conatitutGS SI hoatil® act against th® oppr®ss®d p®opl®s of aouth®rn Africa in thair 
struqql® ~or fr®®dom and indep®ndence and a contemptuoua d®f.ll.ance of the Unitad 
Nations and of th® Int®rnationsl communityo 

~9~§id~Ri~ th~~ $uch eollabo~e~ion ~nabl~$ South A~ricQ to acquir~ th~ msans 
nsclSssary ~o car~y o~t acts o~ aggression and blackmail aqaina~ indsp®ndent Afriean 
Stat®so 

Dfi@~ UQ~UWKn~q that the major Western and oths~ tradinq partnlSre of South 
Airica continm~ ~o collaborstG ~ith that racist r$qime and that thelr collaboration 
constitut~~ th® main obstacl~ to thlS liquidation of that racist r$qim® and the 
elimination og th~ inhuman and eriminal 8yst~m o~ apa[th~i4, 

A!§Krne~ at th® contlnu@d collaboratiol!ll of c~rtain Western States and Israel 
with the ~acist r~gime of.South Afriea in the nuclear gi®ld, 

Regrwtting that th® Security Couneil has not bISen in a position to take 
binding decisione to prev~nt any eollaboration in tha nuclear field ~ith South 
Africs, 

Afg!KW!ng that th® hiqh®8t priority must b® sccordlSd to international action 
to secur® the full implem~ntation of the rssolutions of the Unlted Nations for the 
er8dieatio~ o~ ~~!~ snd the liberation of the p®oples of Boutnern Africa. 

Co~~g!@mg oi th® eontinuing nsed to mobili~~ ~orld puhltc opinion 8gainst the 
politicalo m!l~taWfo ISconomic end othslr forms of assiatance givan to ths racist and 
colonia!ist ~G~i~ o~ South Africn. 

1/ See A/.ß3/398, annex 11. 

1/ E/CN • .ß/Sub.2/1988/6 and Add.l. 

1 0 0 • 
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10 Rftsgg!KID§ ~® ina11~nable right of the oppressed p~opleo of wouth~rn 
Africa to sel~-determ!nQt!on, independence and th0 enjoyment of ~e natural 
resource$ of their t~rritor!~Q' 

2. Agß~n [ftaggiKmß th0 right of thos~ same peopl~s to di8POS~ of thos® 
resourcea for their qreater ~ell-being and to obtain just reparation for the 
exploitation, depletion" 10SGl .or depreciation ofthose natural re80urces, includinq 
reparation for tha exploitation and abuse of thair human resourcaaa 

3. VigoKously condemn@ the collaboration of certain Western States" Israel 
and other Statem, aa ~ell QS the transnational corporations and other 
orqanizations" ~hich maintain or continue to increasa th0ir collaboration with the 
racist and colonial!st regime of South Africa, especially in the politlca!Q 
economic" military and nuclear fields. thU8 encouraqinq that reqime to persist in 
i~inhuman and criminal policy of brutal oppression of tha peoples of southern 
Africa and denial of thair human rightsl 

<ß. 1,m,ffMlllliWU1,Ga agai&? that Sta.tem em(lorqanizatioll1Sl that qlVG alilS!mtucfi 
to the racist r~gim~ of South Afdca bacome accomplic8a in the inhuman pract.ices of 
racial discrimination, colonialism end apartheid perpetrated by that rsqims o as­
weIl Ba in th® acts of aggression against the liberation movemsnts and neighbouring 
StatesB 

5. Reque~t~ ~~ S~curity Council ODce agsin urgantly to consider the 
imposition of comprehensive and mandatory sanctions under Chapter VII of the 
Charter of the Uni ted Nations against the racist regime of South Africa, in 
particularg 

(~) The prOhibition of all technological assistance or collaboration in the 
manufacture of arms and military supplies in South Afric8B 

(~) The cessation of all collaboration ~ith South Africa in the nuclear field; 

(~) The prOhibition of all losns to, and all investm~nts ino South Africa and 
the cassatioD og any trad~ ~ith South Africaa 

(~) An ~Q~~e on ~e supply of petrOleum, petroleum products and other 
strategic gooQlm~~~@ South Africaa 

6. App@a!@ to all States" specialized aqencies and non-govarnmental 
organizations to e~tend all possible co-operation to the liberation movements of 
southern Africa recognized by the United Nations and the Or9ani~ation of African 
Unity; 

7. Expreases it3 appreciation to the Special Rapporteur of the 
Sub-Commission on Prevention of Discrimination and Protection of Minorities for his 
updated raport; .3/ 

I • •• 
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JVRE$!<l3/92l 
P",qG (j 

.. 

ao ~~ th~~ ~® updat!n9 o~ the ~6port on ~e adv~rae CCDs~qu~nCGa for 
th® lSiajo~IQl{s·@ß lbltmiliiUill d.qhtl>l of political. military. ®conomic and oth~&" forme of 
asa!stsncQ ~~~QIQl ~o ~Q racist end colonialist ~a9im~ oi South Af~ic~ !I>I oi the 
great®@~ i~~~~eQ tc th~ csus® of fighting aparth~td end oth~r v!olation~ cf 
human ri9hto 1~ $ou~ afrlca end Namibias 

(§) ~o continu® to update. auhjlSct to annual r®vi®~q tblS list og banhs, 
transnationaX corporatloms end oth~r orgeni~ations assist!ng the rac!st and 
colon!al!~~ rQ9~G of $outh ~frica. giving such d®t~ils r~9arding ®ntsrpr!s®s 
listed a~ thQ ~a~~@rte~~ ms~ consid®r nec®@ear~ end appropr!s~Gq ineluding 
explanat!cms og rs~pon~G~Q !g an~. end to subm!t ths updatsd rsport to th~ GGn®ral 
AsssrnblW a~ itQ gorty-fifth e®ms!on8 

«~) ~o USG all availab1e mst®r!sl gro~ other Unii~d ~stionQ or9~~q M®mbGr 
Stat®Qq national li~Grstion mov®m®nts r~cogni~®d by th~ Org~!~a~ic~ oi Afric~ 
Unityo ~p®cia!~~Q~ a9®~ci®Q and oth®r int®rgov~rnrn~ntal end nO~-90v~rmm®n~&~ 
organi8Q~!o~~q SQ ~®11 SQ oth®r r~levan~ sourc®so i~ ordGr to indicate tb~ vol~6 
ns~ur~ sn~ s&v®r~Q h~sn con$®qu®nc®s oi th® asmiatsnc® giv®n ~o thG r&c!~t r~gime 
og ~o~th ~r!c~8 

(~» ~~ !n~QIDQ~~f dir®ct contaet~ ~ith th® Unit®d Nation~ CG~trQ o~ 
~ranonstional Corporations o thG Centr~ 8gsinst ApaKth~!~ of the Secr~t&r!st and tha 
Unitad Ns~!ons Conne!l for Namibia. ~ith a view to consolidating mutu~l 
co-o~Grs~io~ in ~pdat!n9 hie r®port3 

100 ~gtR th® S®cr®ta~-G~n®r~l to g!v® th® Sp®c!al Rapport®~r all th® 
a$si~taneQo includ!ng ad®qust® trav®l lund$g that h~ may r®quir® in th~ ®n®rcisa of 
his msnd~tGo ~ith s vi®~. in particular, to intensifyinq dir®et contsets ~ith th® 
Unit~d Mstion~ C~ntr~ on Transnational Corporations o the C®ntrG Bgsinst ApaKth~!d 
and thG Unit~d Nationo Council for ~amibia. to enpanding him ~orh on thG annotation 
of c®rtai~ m®l®ct@d cs~®s SQ r®fl®cted in ths list contained !n him r®port and to 
continu!n~ th® cornput®ri~at!on o~ lutur® updated lists3 

11. 12€1mg11),Pl~ that th® S®cr®tary-Gene~al, in accordanc® t::l!th Eeonomie and 
Social Conne!! dGcisioID 1986/1~5 oi 23 Mey 1986, mak® availabl® to th® Sp®cisl 
Rappo~t~u~ ~~o ®co~omi~to to halp him to dsvelop his ~ork og analysis end 
docum®~~~~!©ID @g ~OmG ~p®e!&l csse~ mentioned in hi~ reporta 

l~o ~&~ w@t!~ga~tiQD the disinvGstmant measur®so trad® r®strictions 
and other p@oA~!~ m®a~U~~Q taken by some countries end trsnanation&l eorporations, 
and ®nco1J1ß'~Q"~Qliiß to cOlil'ltinua in this direction3 

- - .. -;". 

130 ~ thG Special Rapportaur to include in his updat®d ß'®port a list 
of partial dis!IQlvGstm~nt oi ioraiqn enterprisas from South Afr!c~. ®mumeretinq 
various t®chniqu®o employed to avoid total vithdrawal from participation in th® 
South African ®eonomya 

/0 0 0 
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140 Cßl~a ypon th® Governments of the countrie~ ~h®r® the banke u 

transnationsl corporations and other organi~atioDS nam®d and list~d in th® updsted 
raport are basad to take affQctive action to pmt a ato~ to their tradinq, 
manufactur!ng and investinq activities in th® t®rritor~ og South ~~rica ae ~Qll as 
in the Territory of Namibia illeqally occupi®d by thG racist Pretoria regim®3 

15. U~g§nt~y rwgu§~t§ all ep®cialis®d aqQnci~eQ particmlarly tQQ 
International Monetary Fund and the World Bank, to refrain from 9rantinq lOBnS or 
financial asaistance o~ any typ~ to th® raeist reqlmQ og Sou~ Agricas 

16. Reguestm tha Secratary-Genaral to transmit thG updat~d r~port to the 
Special Committee against APßrthft!d, the Uni ted Nations Council for Namibia, other 
bod!es concerned w!thin the Uni ted Nations syatem and regional international 
orqanizations3 

17. Xnyits@ the Secretary-General to givG th® updat~d report th® ~idest 
disseminat!on u to issue it a8 a Uni ted Nations publication and to mak® it available 
t.o"learXl.~Ql. ilociet!cs$lo f(!$0Qrch C~Xl.tr!S8, m!VElriil!UI!Q, po;U.tiClQ)l &Ulld hWiiMU::&lf'iu: 
organi~atioXl.s and other intercsstad groups3 . 

18. Calle URon all Government~ to co-operatG ~ith th~ Special Rspportaur in 
makinq the raport aven mors accurate and informativ~3 

19. Calla YPQn all Statas, speciali~ed agsnciaa and ragionel, 
intergovernmental and other orqanizations concerned to give wids publicity to the 
updated repoX't3 

20. lnyitea the Commission on Human Rights to qive high priority at ita 
forty-fifth session to the consideration o~ the updated reports' 

21. peGide~ to considsr at its forty-fifth saseioD, aa a matter of high 
priority, the item entitled "Adverse consequencee for tha enjoyment of human rights 
of pOliticsl u military, economic and oth®r forma of assistance qiven to tha racist 
and colonialist l'®qime of South Africa", in the 11gh'<: oiE any ncommendations which 
the Sub-Commis~ion on Pravention of Discrimination an~ Prot~ction of Minorities, 
the CommissiODOlQl E'illmaXI. Riqhts, the Economic and Socisl Council and the Special 
Committee sq!ilillilQ<;;:: Anß[th\dd mal" t:'ish to submit to it. 

·75th 9~§naKY meeting 
8 J)§c!2lmb§r 1988 
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Beilage B 

RECORDED VOTEOM RESOLUTION 43/92: 

In favour: Af9hanistan, .Albania, Algeria, Angola, Antigua and Barbuda, Argentina, 
Bahamas, Bahraln, Bangladesh, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivia, Botswana, 
Brazil, Brunei Darussalam, Bulgaria, Burkina Faso, Burma, Burundi, Byelorussia, 
Cameroon, Cape Verde, Central Afriean Republie, Chad. China, Colombia, Comoros, Congo, 
Costa Riea, Cote d'Ivoir~, Cuba, Cyprus, Czeehoslovakia, Democratic «aMpuchea. 
Demoeratic Yemen, Djibouti. Dominica, Domin·ican Republfc, Ecuador. Egypt, El Salvador, 
Ethiopia, Fiji. Gabon, Gambia, German Democratic Republic, Ghana, Grenada, Guatemala, 
Guinea. Guinea-Bissau, Guyana. Haiti, Honduras, Hungary, Indi., Indonesia, Iran, Iraq, 
Jama;ca, Jordan, Kenya, Kuwait, la~ People's Democratic Republic, Lebanon. Lesotho, 
liberia, Libya, Hadagascar, Halaysia, Mald;ves, Mali, Mauritania, Mauritius, HeKico, 
Mongo1ia. Morocco, Hozambique, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, 
Papua New Guinea, Peru, Philippines, Poland, Qatar, Rom&nia, Rwanda, Saint Lucia, Saint 
Vincent, Samoa, Sao Tome and Principe, Saudi Arabia, Senegal, Seychel1es. Sierra leone, 
Singapore, Solomon Islands, Somalia, Sri lanka, St. Kitts and Nevis, Sudan, Suriname, 
Swaziland. Syria. Thailand. Togo, Trinidad and Tobago, Tunisia, Turkey, Uganda, Ukraine, 
USSR, Uni ted Arab Emirates, Uni ted Republic of Tanzania, Uruguay, Vanuatu, Ven@zu~l~, 
Viet Nam, Yemen. Yugoslavia. Zambia, Zimbabwa. 

Ag~: Belgium, France. Federal Republic of Germany. Israel, Italy, lu~embourg. 
Netherlands, Portugal, United Kingdom, Uni ted States. 

Abstaining: Australia, Austria, Canada. Denmark, Equatorial Guinea. Finland, GreQc~. 
Ieeland. Ireland, Japan. Mala~i, MClHa, Net1 ZeaJand. NONilY, SpaifY\ Sw\!den, Zair;ll. "1;: 

~: Chile, Paraguay. 
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